
Protokollauszug
aus der

Sitzung der Stadtvertretung Grevesmühlen 
vom 18.06.2012

Top 13 Satzung über den vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 36 
"Autohaus Martens" südlich der Wismarschen Straße und west-
lich des Grünen Weges in Grevesmühlen gemäß § 12 BauGB
hier: Aufstellungsbeschluss und Beschluss über den Vorentwurf

Es folgt die Abstimmung zu den Punkten 1 - 6.

Herr Schönfeldt ist befangen und übergibt die Leitung an seinen Stellvertreter, 
Herrn Siegerth. 

Beschluss:
1. Die Stadtvertretung der Stadt Grevesmühlen fasst den Beschluss über die Aufstellung 

des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 36 für ein VW-Autohaus. 
2. Die Durchführung des Aufstellungsverfahrens ist im Verfahren nach § 13a BauGB als 

Verfahren der Innenentwicklung vorzusehen. Im Verfahren der Innenentwicklung kann 
auf die Durchführung einer Umweltprüfung und auf eine Ausgleichs- und Ersatzrege-
lung verzichtet werden. 

3. Der Planbereich befindet sich im östlichen Stadtgebiet. Das Plangebiet wird begrenzt:
- im Norden durch die Wismarsche Straße,
- im Osten durch den Grünen Weg (verbesserte Ortsdurchfahrt),
- im Süden durch Anlagen der Telekom,
- im Westen durch Wohnbebauung.

4. Die Planungsziele bestehen in der Vorbereitung der Errichtung eines Autohauses mit 
Schauraum, Werkstatt und Lager. Das Autohaus ist für Betrieb und Reparatur sowie 
für Service von VW-PKW und VW-Nutzfahrzeugen vorgesehen. Darüber hinaus ist Audi-
Service vorgesehen. Im Zusammenhang mit der planungsrechtlichen Vorbereitung ist 
im westlichen Planbereich die Übergangszone zwischen dem vorhandenen Wohnen 
und dem Vorhabenstandort zu überprüfen. Die Anforderungen an den Schallschutz 
sind zu überprüfen und zu gewährleisten. Es ist eine Übergangszone auszugestalten. 

5. Der Flächennutzungsplan ist im Zuge der Berichtigung im Verfahren nach § 13a BauGB 
anzupassen. 

6. Der Aufstellungsbeschluss ist ortsüblich bekannt zu machen. 
7. Die Stadt Grevesmühlen billigt die Vorentwürfe der Planzeichnung und der Begründung 

für das Beteiligungsverfahren. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sind nach § 4 Abs. 1 BauGB und die Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB frühzeitig am 
Aufstellungsverfahren zu beteiligen.

8. Im Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Trä-
ger öffentlicher Belange zu Umfang und Detaillierungsgrad der Prüfung der Umweltbe-
lange zu befragen.

9. Im Rahmen der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung ist die Öffentlichkeit möglichst 
frühzeitig über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung und die voraussichtli-
chen Auswirkungen der Planung öffentlich zu informieren (Darlegung). Es besteht Ge-
legenheit zur Äußerung und Erörterung (Anhörung).

10.Die Planung ist mit den Nachbargemeinden abzustimmen.

Abstimmungsergebnis:
Ja- Stimmen: 16



Nein- Stimmen: 1
Enthaltungen: 1


